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Wien. Es ist der letzte heiß
umstrittene Punkt im Prozess
gegen den Ex-CEO von
 Immofinanz, Immoeast und
Constantia Privatbank (CPB),
Karl Petrikovics, und andere:
Es geht um die von der Staats-
anwaltschaft oft ins Treffen
geführten „Optionsprämien“,
die bei der Auszahlung der In-
centives für Petrikovics, Ex-
Vorstand Norbert Gertner
und Ex-Aufsichtsrat Helmut
Schwager laut Anklage zu zah-
len gewesen wären. Dem
WirtschaftsBlatt liegt nun das
neue Gutachten des Sachver-
ständigen Oliver Lintner vor.

Aus dem 23 Seiten (exkl.
Anhang) starken Werk (Kos-
ten: 2000 €) geht hervor, dass
es sich bei den Kontrakten mit
dem kürzlich freigesproche-
nen Treuhänder Ernst Hable
formal um keine „Optionen“
handelte. Die Verträge stellten
Termingeschäfte (Abnahme-
pflicht) dar –Lintner bezeich-
net sie als „kreditfinanzierten
Aktienkauf für Herrn Hable“. 

Angemessene Zinsen
Hier treffen sich die Ansich-
ten des Gutachters und der
Beschuldigten, da Petrikovics
und Gertner einen Immofi-
nanz-Aufsichtsratsbeschluss
hatten, der ihnen von der Im-
mofinanz kreditierte Aktien-
käufe erlaubt hätte. Sie rech-
neten Refinanzierungszinsen
ein. Diese waren laut Lintner
angemessen. Schwager ver-
fügte über nicht eingelöste
Zeichnungsscheine. Physisch
übernommen hatte die Aktien
aber keiner der Beschuldigten. 

Über die formal fremde
CPB-Gruppe wurde 2006 bzw.
2007 der Kursgewinn der „vir-

tuellen“ Aktien ausbezahlt:
Hable wurden Kontrakte aus-
gestellt, wonach er Aktien zu
Preisen der Kapitalerhöhun-
gen 2004/2005 kaufen konn-
te. Die Beschuldigten meinen,
dass sie bei Kapitalerhöhun-
gen mitziehen hätten dürfen –

wenn sie Aktien gehabt hät-
ten. Der Schönheitsfehler: Die
Kontrakte wurden erst 2006
rückwirkend ausgestellt.

Das Gericht beauftragte ob
der strittigen Frage, ob die Be-
schuldigten für die Kontrak-
te etwas bezahlen hätten müs-

sen, Lintner, den Preis der Ha-
ble-Verträge zu errechnen.
Und das unter zwei Prämis-
sen. Annahme eins: Der Wert
der Kontrakte, wenn sie von
den Beschuldigten tatsächlich
zum Zeitpunkt der Kapitaler-
höhungen ausgestellt worden

wären. Zweitens hatte Lintner
den Wert der Kontrakte im
Jahr 2006 zu errechnen (Kon-
trakt-Erstelldatum laut Text-
dokument).

Ergebnis: So oder so –die
Kontrakte hätten entweder ei-
nen Wert von 1,72 (Annahme

eins) oder 11,27 Millionen €
(Annahme zwei) gehabt.

Der Grund: Die Kapitaler-
höhungen, an denen die drei
Verdächtigen „virtuell“ teil-
genommen haben wollen,
 waren vorzeitig geschlossen
worden. Der Bezugspreis lag
unter dem Preis der Kapital-
erhöhung. (Es gab aber Mit-
arbeiter-Rabatte.) Außerdem
war der Börsekurs höher. Die
Kontrakte wären selbst unter
Annahme der Ausstellung
2004 und 2005 (Prämisse
eins) sofort „im Geld“ gewe-
sen und waren daher 1,72 Mil-
lionen € wert, so Lintner. 

Höherer Börsekurs
Rechnet man den Wert der
Kontrakte aus der Perspekti-
ve Februar 2006 aus (tatsäch-
liches Erstelldatum), erhöht
sich der Wert durch den hö-
heren Börsekurs enorm, weil
die Spanne zwischen Bezugs-
preis und Kurs (s. Chart) viel
größer ist. Dann wären die
Kontrakte laut Lintner 11,27
Millionen € wert gewesen. 

Wie berichtet ist die Nicht-
Entrichtung einer Prämie ei-
ner der zentralen Streitpunk-
te im Verfahren. Lintner gab
den Wert der Kontrakte an –
machte aber keine Aussage
darüber, ob die Beschuldigten
diese Millionen zu zahlen ge-
habt hätten. Diese rechtliche
Würdigung wird Richterin
Claudia Moravec-Loidolt vo-
raussichtlich am 18. März in
ihr Urteil einfließen lassen.

Fall Petrikovics: Boni
von 20 Millionen €
flossen verdeckt über
Treuhänder Hable,
dem Terminkontrakte
eingeräumt worden
waren. Nun liegt das
Gutachten dazu vor.
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EXKLUSIV Kontrakte waren 1,7 Millionen € wert, bei Erstellung 2006 11,3 Millionen € –Anklage: Bezahlt wurde dafür nichts

Gutachten: „Hable-Optionen“
waren Millionen € wert
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Umstrittene Incentives: Karl Petrikovics wird Untreue vorgeworfen. Er und Gertner hatten zumindest Aufsichtsrat-Okay

Wien. Der Rüstungskonzern
EADS verteidigt Provisions-
zahlungen im Rahmen des
 Eurofighter-Verkaufs an die
Republik Österreich. Wolf-
 Peter Denker, EADS-Vor-
standsbeauftragter für Öster-
reich, bestätigt, dass rund 100
Millionen € an die Londoner
Briefkastenfirma Vector ge-
flossen sind. Die Zahlungen
könne man aber „zu 100 Pro-
zent“ Leistungen zuordnen,
sagt Denker.

In Österreich und Deutsch-
land laufen in diesem Zusam-
menhang Ermittlungen gegen
EADS. Wie das Wirtschafts-
Blatt berichtet hat, geht die
Staatsanwaltschaft Wien dem
Verdacht von Korruptions -
delikten, Geldwäsche und der
Bildung einer kriminellen Ver-
einigung nach. Im Zentrum
der Causa steht ein Firmenge-
flecht, das rund um Vector ge-
bildet wurde. EADS wird ver-

dächtigt, über Briefkastenfir-
men Schmiergeld an Beamte
und Unternehmen gezahlt
oder das versucht zu haben.
Auch die Münchner Staats an-
waltschaft geht davon aus, dass
bei dem Verkauf „Schmiergel-
der“ geflossen sind.

Eigenwillige Sichtweise
EADS gibt gegenüber Journa-
listen nun an, dass Vector im
Jahr 2004 als „Vermittler“ mit
der Anbahnung und Abwick-
lung von Gegengeschäften in
der Höhe von 2,7 Milliarden €
mit heimischen Unternehmen
beauftragt wurde. Der Vertrag
wurde „voll erfüllt“, sagt Den-
ker –schließlich seien die
 Gegengeschäfte in „vollem
Ausmaß“ erreicht worden und
die Provisionen demnach
 gerechtfertigt. Dass alle Ge-
schäfte seriöser Natur waren
und von Vermittlern ange-
bahnt wurden, bleibt nach An-

gaben betroffener Unterneh-
men aber umstritten. Laut
Denker beinhaltete der Ver-
trag mit Vector auch Compli-
ance-Klauseln. Würden die Er-
mittlungen zu dem Ergebnis
kommen, dass diese nicht ein-
gehalten wurden, wäre Vector
dafür verantwortlich und ge-
genüber EADS schadenersatz -

pflichtig. „In diesem Fall wä-
ren wir das Opfer“, sagt Den-
ker. Dass die Abwicklung der
bei Rüstungsgeschäften übli-
chen Gegengeschäfte ausgela-
gert wurde, argumentiert der
EADS-Vertreter mit mangeln-
dem Know-how: Man kenne
sich „bei Flugzeugen aus“,
nicht aber mit der landes -
spezifischen Unternehmens-
welt. 

Vector hätte außerdem Tei-
le der vereinbarten Pönalzah-
lungen (200 Millionen €) bei
Nichterfüllung des Gegenge-
schäft-Obligos übernommen,
die somit nicht in der EADS-
Bilanz abgebildet werden
mussten. Wie man sich sicher
sein konnte, dass die Summe
von dem Unternehmen und
den handelnden Personen (sie-
he Kasten)aufgebracht werden
kann? Dafür habe es im Hin-
tergrund „komplexe Verträge“
gegeben, sagt Denker. (fab)

Provisionen für Gegengeschäfte beim 
seien gerechtfertigt, sagt EADS-Vorstandsbeauftragter

EUROFIGHTER Im Falle illegaler Vorgänge beim Jet-Verkauf wäre der Konzern „Opfer“ von Vermittlern, sagt Repräsentant 

FIRMENGEFLECHT
Hinter der Briefkastenfirma
Vector standen die Firmen
 Hopewell und Provan, die dem
Österreicher P. und Dr. Sch. ge-
hörten. Die beiden Unterneh-
men wurden von der belgischen
European Investments Mana -
gement NV gesteuert. Hinter ihr
stand der mittlerweile verur-
teilte Finanzbetrüger L. Unter
Vector wurden mehrere „Ver-
mittler“ gruppiert, die Gegen-
geschäfte abwickelten. 
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